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Landratsamt Ortenaukreis
 Bekanntmachung
Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG des Ergebnisses 
der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 1 UVPG
Die Ortenau Klinikum gKAöR beantragt die wasserrechtliche Zulassung für eine Grundwasserhaltung im Zuge des Neubaus des Ortenau Klinikums Achern.
Hierbei soll mittels 40 Filterbrunnen für die voraussichtliche Gesamtdauer der Maßnahme von 180 Tagen eine Gesamtmenge von ca. 1.900.000 m3 Grundwasser entnommen werden.
Das entnommene Grundwasser wird teilweise über eine Versickerungsanlage wieder dem Grundwasser zugeführt und teilweise in den Acherner Mühlbach eingeleitet.

Vor der Versickerung bzw. der Einleitung in den Acherner Mühlbach wird das entnommene Grundwasser mithilfe von drei Absetzbecken aufbereitet.
Für die Grundwasserentnahme sowie die Versickerung und die Einleitung in den Acherner Mühlbach ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß § 8 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) erforderlich. Aufgrund der Entnahmemenge von 1.900.000 m3 ist außerdem gemäß Ziffer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG) eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. Diese 
wurde gemäß § 7 Abs. 1 S. 1 UVPG durchgeführt.
Aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien und den Ausführungen der Joswig Ingenieure GmbH aus Karlsruhe sowie der Stellungnahmen der Fachbehörden wird das Vorhaben nach Einschätzung des Landratsamtes Ortenaukreis keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 Abs. 1 und 2 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Das Landratsamt Ortenaukreis stellt als zuständige Untere Wasserbehörde gem. § 5 Abs. 1 UVPG fest, dass für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Im Sinne des § 5 Abs. 2 S. 2 UVPG haben die nachfolgend genannten wesentlichen Gründe zu dieser Entscheidung geführt:
· Am westlichen Rand des Vorhabenbereichs befindet sich das Biotop „Gepflanzte Feldhecken NO-Rand Achern“. Dieses Biotop befindet sich abschnittsweise in dem Bereich, in welchem die Grundwasserabsenkung 0,5 m unterhalb des niedrigsten natürlichen Grundwasserstandes liegen wird. Um eine Beeinträchtigung des Biotops auszuschließen, werden die betroffenen Feldhecken und -gehölze daher bei langanhaltender 
Trockenheit fachgerecht bewässert.

· Erhebliche umweltrelevante sowie nachhaltig Auswirkungen auf Schutzgebiete, angrenzende Biotope und den Grundwasserkörper sind auf Grund der zeitlichen Beschränkung und vollständigen Reversibilität nicht zu erwarten.

· Umweltrelevante Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Landschaft, Denkmäler und deren Wechselwirkungen sind nicht zu besorgen.
· Der Zeitraum für die Grundwasserhaltung ist auf maximal 180 Tage beschränkt. Dementsprechend wären lediglich temporäre Auswirkungen auf die Schutzgüter möglich.
Nach Prüfung der Angaben zur allgemeinen Vorprüfung nach dem UVPG gehen wir jedoch insgesamt davon aus, dass von dem geplanten Vorhaben keine negativen Auswirkungen auf die Schutzkriterien der Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG ausgehen.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
Offenburg, 15. März 2024
- Amt für Umweltschutz -
